Dorferneuerungsverein Projekt 4

Bebauungsplan

Vorläufiger Endbericht

Die beiden Diskussionen zum zukünftigen Bebauungsplan verliefen zwar teilweise kontrovers, einige Schlussfolgerungen lassen sich jedoch trotzdem daraus ableiten. Diese Ergebnisse orientieren sich jedoch nicht ausschließlich am eng vorgegebenen Thema des Bebauungsplans sondern gehen darüber hinaus. Der Dorferneuerungsverein ersucht die Gemeinde zu prüfen, welche Rechtsmaterien zur Umsetzung der Vorschläge geeignet sind bzw. die entsprechenden Schritte zu setzen, dass diese umgesetzt werden können.

Projektauftrag

Die Gemeinde hat aufgrund massiver BürgerInnenproteste im Jahr 2006 einen Baustopp verfügt und diesen mit einer dringenden Überarbeitung des Bebauungsplans begründet. Der Bebauungsplan muss daher bis Mitte 2008 überarbeitet werden und soll zukunftsorientiert die kommenden Herausforderungen an die Gemeinde bewältigen helfen. 

Die Gemeinde hat daher im Frühjahr 2007 das Büro Knoll beauftragt, Grundlagen für einen neuen Bebauungsplan auszuarbeiten. Als Vorgabe wurde dabei der Inhalt des Baustopps bereits formuliert. Der Dorferneuerungsverein ist aufgerufen sowohl diese Vorgabe zu diskutieren als auch weitere Wünsche und Anregungen an die Gemeinde zu formulieren. In 2 Besprechungsrunden wurden die aufgeworfenen Themen diskutiert und lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:
Forderungen an den Bebauungsplan

Bebauungsdichte:

· Bebauungsdichte nicht generell mit 200 m² (bzw. einer Verhältniszahl die diese Zahl ergibt) festlegen. Eine weitere Differenzierung als Baulandkerngebiet wäre sinnvoll (z. B. Abwandlung der Klosterneuburger Kurve).

· Baulücken in geschlossenem Siedlungsgebiet anders regeln als neu zu erschließende zusammenhängende Bauflächen (Baulandreservegebiete)
· Eine „Ablauffrist“ für den Bebauungsplan einbauen und berücksichtigen wie viele Jahre bis zur nächsten Novellierung vergehen sollten

· Die zu verbauende Fläche soll bei größeren Grundstücken (moderat) zunehmen dürfen.

· Prüfung inwieweit eine gekoppelte Bauweise verboten werden kann, bzw. in welchen Gebieten diese Bauweise sinnvoll sein könnte.

· Zweifamilienhäuser sollen weiterhin möglich sein (Prüfung ob es Einschränkungen für 3 Familienhäuser geben kann)

· Die Mindestteilungsfläche (550 m²) soll nicht verändert werden.

· Nullniveau bzw. Bezugspunkt für Gebäudehöhen muss definiert werden.

· Keine Ausweisung von Hochhauszonen im Flächenwidmungsplan.

· Regelungen im Baulandkerngebiet sollen gleich bleiben.

Geländeveränderungen:

· Die derzeitige Regelung von 1,5 m sollte reduziert werden.
· Differenzierung der Höhe der Stützmauer zwischen Baulückenfüllung und Neuerschließungen.

· Beim Bau von Schwimmbecken/Teichen die Fließrichtung einbeziehen. (Zum Schutz des talwärts liegenden Grundstückes bei Defekten.)
· Der öffentlich zugängliche Abstellplatz soll so groß gestalten werden, dass auch Lagerung/Schneeräumung möglich ist.
Anregungen zur Prüfung von:

· Zusammenhängende Grünzonen prüfen (Festlegung hinterer Baufluchtlinien)
· Grundsatz 1 Grundstück:1 (Haupt)Gebäude sollte gegenüber dem Land formuliert werden. Wenn aber ein schon bebautes Grundstück nach der Teilungsregel geteilt werden könnte (Mindestteilfläche 550 m² für jede Teilfläche), so sollte auf diesem Grundstück auch ohne Teilung ein weiteres Wohngebäude möglich sein, z.B. Familie baut auf dem eigenen Grundstück für die „Kinder“ ein eigenes Haus
· Prüfung, ob einzelne Siedlungsstraßen als zusätzliches „Kerngebiet“ in Frage kämen. Befragung der Anrainer, ob sie mit der Ausweitung auf Kernzone einverstanden sind.
· Mittelbare oder unmittelbare Festlegung der maximalen Stützmauernhöhen zum Nachbarn.

· Beschränkung der Größe von Garagen/Nebengebäuden.

· Bauordnung nach Bevorzugungsmöglichkeiten bzw. bestehenden Benachteiligungen von Passivhäusern untersuchen

· Vorschreibung technischer Parameter prüfen.
· Informationen der Gemeinde zur Baustellenlogistik (worauf ist zu achten, was ist verboten).

· Information der Gemeinde bzw. Bereitstellung von Experten zur Altersbestimmung von Bäumen bzw. Gefahrenabschätzung bezüglich Windwurf. 

· Wasserentnahme aus Gartenbrunnen beschränken (UmweltschutzVO)

· Ausbau der Radwege an der B1 (siehe Arbeitsgruppe Radwege). Prüfung der Möglichkeit parallel zur B1 auf jeder Seite einen Rad und Gehweg zu bauen.
· Keine weiteren Gewerbegebiete
Weitere Vorgangsweise
Das vorliegende Resümee wird (nach Befassung der Arbeitsgruppe) dem Vorstand des Dorferneuerungsvereins übergeben. Dieser wird das Ergebnis prüfen und gegebenenfalls genehmigen. Das genehmigte Endergebnis wird der Gemeinde (und von dieser an das Büro Knoll) übermittelt. 

Die Arbeitsgruppe hat damit den ursprünglichen Arbeitsauftrag „Erarbeitung von zusätzlichen Inputs für den Bebauungsplan“ erledigt. 

Falls die Gemeinde die Zwischenergebnisse bzw. den fertigen Entwurf eines neuen Bebauungsplans mit dem Dorferneuerungsverein abstimmen möchte, wird die Arbeitsgruppe wieder einberufen. 

